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Im großen und im kleinen immer wieder dasselbe Bild: Wo es darum geht,
unter unsicheren Rahmenbedingungen umweltpolitische Entscheidungen zu
treffen, melden sich die Politiker von der Bühne ab und überlassen das
Geschehen den (Natur-) Wissenschaftlern. Scheinbar verschwindet das
Politische aus dem Geschehen, das schließlich darüber bestimmt, welche
Umweltqualität wir in unseren Dörfern, Regionen, Kontinenten und auf
unserem Planeten dereinst haben werden. Ob der Weg nach Rio de Janeiro
den längst fälligen Aufbruch der Politik aus ihrer selbstverschuldeten
Unmündigkeit gegenüber der Wissenschaft bringt, ist angesichts der Haltung
der Nord-Amerikaner zu bezweifeln. Dort scheint man immer noch abwarten
zu wollen, bis die Wissenschaft den (unmöglichen) hundertprozentigen Beweis







Abstract: By means of four examples
(curve diameter formula for the construction
of highways; heavy metal standards for
sewage sludges; evaluation of environmental
impacts in environmental impact assessment
procedures; evaluation of the greenhouse
effect) important political implications within
pretended scientific and technical research
results are demonstrated. While politicians
today offen decide on pretty unimportant
matters (for example, the introduction of the
summer time and so on) crucial aspects of
environmental quality are actually increasingly
decided by the scientific community without
any precise political mandate. Hence, real
political substances within environmental
policies seem to have disappeared.
But this is a misleading optical illusion.
The present paper puts fore ward some
strategies aiming at making again appear
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I) Überarbeitete und erweiterte Fassung eines
Vortrags am Tag "Umwelt" des ETH-Forums für
Umweltfragen in Zürich am 15. Januar 1991.
2) Unter dem "Politischen" verstehen wir in diesem
Aufsatz diejenige Substanz einer Entscheidung,
die eindeutig und legitimerweise je nach der
vorgenommenen Interessenbewertung zugunsten
der einen oder anderen sozialen oder ökologischen
Gruppe einen unterschiedlichen Gehalt aufweisen
wird und soll.
these still existing political contents within
"technizised" environmental policies.
The political responsibility for these political
contents must be assumed by those being
democratically elected to bear the burden
of political risks, namely the politicians.
Whenever natural or social sciences should
assume this heavy responsibility they
inevitably run the risk of loosing their
independency.
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Parlamentarier, die sich für die Ein-
führung von Grenzwerten für cancero-
gene Luftschadstoffe einsetzen, werden
oft darauf verwiesen, daß natur- und
medizinal wissenschaftliche Grundlagen
für den Erlaß solcher Grenzwerte gegen-
wärtig fehlten. Es sei Sache der Wissen-
schaft und nicht der Politik, solche
Grenzwerte zu erarbeiten. Ähnlich geht
es etwa Unternehmern, die sich bei der
Verwaltung danach erkundigen, welche
Schadstoffe sie mit welchem Reinigungs-
grad aus der Abluft entfernen müssen.
Sie werden bei neuen Schadstoffen mit-
unter mit der lakonischen Antwort be-
schieden, dies sei in ihrem Falle nicht
von vornherein festlegbar; die Wissen-
schaft würde sich im gegebenen Moment
dazu "dann schon" äußern. Ist dieser ge-
gebene Moment vielleicht dann gekom-
men, wenn neue Großinvestitionen
getätigt und die Maschinen einsatzbereit
sind?
So scheinen es denn die Ärzte, Biolo-
gen, Chemiker oder Physiker zu sein, die
in ihren "wissenschaftlichen" Laborora-
torien gesellschaftlich bindende Ent-
scheidungen über die Qualität unserer
natürlichen, baulichen und damit auch
sozialen Umwelt fällen. Politik hat da -
so will es scheinen - nichts mehr zu
melden. Je mehr sich unsere großen öf-
fentlichen Politiken "vernaturwissen-
schaftlichen" , desto weniger sollen Re-
gierungen, Parlamente oder das Volk als
demokratisch legitimierte Instanzen un-
serer Politik dazu zu sagen haben. Es will
somit scheinen, als ob zumindest in den
seit den siebziger Jahren geschaffenen,
stark "technizistischen" Politiken das
Politische 2) allmählich abstirbt. Sollte
sich dieser erste Eindruck bestätigen, so
müßte sich auch die politisch wertende
Beschäftigung mit Politik jedenfalls für
den Bereich dieser neueren Politiken als
überflüssig erweisen.
Diese Diagnose teile ich nicht. Ich be-
haupte vielmehr, daß das Politische nicht
verschwindet oder abstirbt. Es hat sich in
den letzten zehn bis fünfzehn Jahren nur
in seiner äußeren Erscheinungsform
verwandelt, ohne indessen die Qualität
geändert zu haben: Um Macht und Ein-
fluß auf gesellschaftlich verbindliche
Entscheidungen wird auch in jenen
technizistischen oder "vernaturwissen-
schaftlichten " Politiken gerungen; geän-
den haben sich allerdings die Sprache
und die Orte der Auseinandersetzung.
Das Politische trägt heute mehr denn je
naturwissenschaftliche Kleider. Es artiku-
liert sich weniger in parteipolitischen
Farben als vielmehr in Mikrogrammen,
statistischen Zahlen und mathematischen
Kurven. Zur Beweisführung werden im
folgenden Abschnitt vier Beispiele an-




Die Formeln, nach denen Kurven-
radien für Nationalstraßen berechnet
werden, sind in keinem förmlichen Ge-
setz geregelt. Sie gehören zum allgemei-
nen Ingenieurwissen und werden den
Politik & Umwelt
angehenden Straßenbauingenieuren an
den Schulen vermittelt; sie stellen das
Ergebnis von komplizierten physikali-
schen, material technischen et cetera
Berechnungen und Erfahrungswerten
dar und werden im Straßenbau täglich
angewendet [ZI.
Bekanntlich hat nun aber ein engerer
oder weiterer Kurvenradius mitunter
beachtliche Auswirkungen auf den
Raumbedarf von Straßenbauten, auf die
dem Bau zu opfernden landwirtschaft-
lichen Nutzflächen und oft auch auf
Landschafts- und Siedlungsstrukturen [3].
Die Formeln sind daher von erheblicher
raumplanerischer und somit auch gesell-
schaftspolitischer Bedeutung. Jeder
Naturwissenschafter wird für selbstver-
ständlich halten, daß eine solche Formel
je nach der ins Auge gefaßten maxima-
len Fahrgeschwindigkeit variieren wird.
Nach Auskunft von Fachleuten (SIA)
ist der Standardformel eine Höchstge-
schwindigkeit von ca. 180 km/h zugrun-
de gelegt worden. Dieser Wert hat nie in
einem Parlament zur Debatte gestanden.
Paradoxerweise wurde indessen etwa
das Schweizervolk unlängst zu den
Urnen gerufen, um über die Festsetzung
von Höchstgeschwindigkeiten auf den
Straßen auf Verfassungsstufe abzustim-
men [4J. Wenn man bedenkt, daß die
tatsächliche Fahrweise eher von den
baulichen Gegebenheiten und weniger
von der Straßensignalisation abhängt,
wird man sich zu Recht die Frage nach
dem Sinn derartiger Volksabstimmungen
stellen. Wird da nicht über etwas abge-
stimmt, das faktisch von den Ingenieuren
längst entschieden wurde?
Umweltverträglichkeitsprüfung
In den spätestens seit dem 1. Januar
1989 für größere Werke regelmäßig er-
stellten Umweltverträglichkeitsberichten
muß der Planungsträger bekanntlich
aufzeigen, welche Auswirkungen sein
Vorhaben auf die Umweltqualität haben
wird [5]. Er hat diese Auswirkungen auch
zu bewerten. Diese Bewertung muß er
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und namentlich der einschlägi-
gen Immissionsgrenzwerte vornehmen [6].
Nun ist allerdings bekannt, daß solche
Grenzwerte nur für sehr wenige Um-
weltqualitätsparameter gesetzlich gere-
gelt sind. Für eine Vielzahl (bekannter
und unbekannter) Schadstoffe fehlen
solche Grenzwerte und Bewertungs-
kriterien. Falls sich der Umweltver-
träglichkeitsbericht mit diesen Stoffen
überhaupt auseinandersetzt, ist das bear-
beitende Planungsbüro auf naturwis-
senschaftliche Erkenntnisse, Daten und
Angaben über Wirkungszusammenhänge
in der Literatur angewiesen. Früher war
das übrigens auch für jene Schadstoffe
der Fall, für die heute gesetzlich festge-
setzte Grenzwerte verfügbar sind.
Dabei stellen sich viele Ungewißheiten
ein. Diese ergeben sich in Politik und
Öffentlichkeit bekanntlich vor allem
dann, wenn die herangezogenen Grenz-
werte etwa im internationalen Vergleich
sehr streng sind. Ein solcher Grenzwert-
vergleich zeigt im übrigen, daß die Wis-
senschaftler Umweltqualität beziehungs-
weise die Anforderungen an die mensch-
liche Gesundheit und an die Überlebens-
fähigkeit von Ökosystemen von Land zu
Land recht unterschiedlich ansetzen [7].
Solche Bewertungen der Umweltein-
wirkungen in UVP-Berichten [4] haben
erhebliche Auswirkungen auf das Aus-
maß der notwendigen Schutzmaßnah-
men. Darüber hinaus kommt ihnen ein
beachtliches politisches Gewicht bei der
formellen Genehmigung oder Ablehnung
einer der geplanten Anlage zu. Daß
UVP-pflichtige Großanlagen ihrerseits
auch gesellschaftliche Umwelten und
sozio-kulturelle Landschaften nachhaltig
prägen, muß im Zeitalter scharfer Kon-
kurrenz um den knapp gewordenen
Raum und einer zunehmenden ökologi-
schen Sensibilisierung der Öffentlichkeit
nicht besonders begründet werden [8].
Treibhausgase
Zur Vorbereitung der zweiten Welt-
klimakonferenz hatte die Deutsche Bun-
desregierung am 13. Juli 1990 das welt-
weit bisher wohl umfangreichste und
(neben Japan) konkreteste Handlungs-
programm für eine 25prozentige Re-
duktion der COz-Emissionen in
Deutschland bis zum Jahr 2005 (bezogen
auf die Emissionen von 1987) vorgelegt.
Diesem immer noch gültigen Dokument
liegen folgende Überlegungen zugrunde:
»- In Kenntnis der wissenschaftlichen
Ungewißheit über Ausmaß und Zeitpunkt
global und regional negativer Effekte der
Klimaveränderung sollte die Bundesre-
gierung nach dem Vorsorgegrundsatz
handeln, das heißt die verfügbaren COz-
Minderungspotentiale soweit wie mög-
lich ausschöpfen.
- Vorteil einer solchen Vorsorgestrategie
ist die Vermeidung krisenbedingter
Anpassungskosten, denen sich die Bun-
desrepublik Deutschland - auch wenn sie
regional von den einschneidenden Pro-
blemen von Klimakatastrophen nicht
unmittelbar betroffen sein sollte - auf-
grund ihrer internationalen wirtschaftli-
chen Verflechtung und ihrer politischen
Solidarverantwortung für die weltweite
Entwicklung nicht entziehen kann.« [91
Der umfangreiche Maßnahmenkatalog,
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der auch eine COz-Abgabe beinhaltet,
sieht drastische Eingriffe vor in den Be-
reichen Haushalte/Kleinverbrauch (Ge-
samtbeitrag: 10.5 %), Energieversorgung
(Gesamtbeitrag um 6 %) und Industrie
(Gesamtbeitrag: 5.5 %). Mit einer För-
derung erneuerbarer Energien, Maßnah-
men im Verkehr und in der Abfall-
wirtschaft sollen weitere Reduktionen
(insgesamt um 10 %) erzielt werden.
Diese einschneidenden Maßnahmen, die
vermutlich zu einer dramatischen Ver-
änderung der deutschen Energiegesell-
schaft führen werden, wurden trotz des
Umstandes beschlossen, daß gegenwärtig
noch» ... nicht alle komplizierten natur-
wissenschaftlichen Zusammenhänge
einer Umweltbedrohung im einzelnen
geklärt sind«. Denn die Vorsorge gebiete,
» ... in unserem eigenen Interesse und im
Interesse künftiger Generationen, bereits
jetzt zu handeln, unter anderem wegen
der langen zeitlichen Verzögerung, die
zwischen der Entstehung von Treibhaus-
gasen und ihren Auswirkungen auf das
Klima liegen« 1101. Ein ähnliches (aller-
dings etwas weniger weitgehendes) Pro-
gramm soll auch die Schweiz verab-
schieden [11].
Demgegenüber hat der Präsident der
Vereinigten Staaten von Amerika die
US-Delegation mit der Botschaft an die
besagte Klimakonferenz gesandt, der
wissenschaftliche Nachweis von Klima-
Auswirkungen der Treibhausgase und
insbesondere der COz-Emissionen sei
gegenwärtig nicht erbracht, weshalb das
Ergreifen entsprechender Maßnahmen
heute verfrüht wäre. Diese Reaktion
desjenigen Landes, das für mehr als ein
Fünftel der COz-Emissionen verantwort-
lich ist (22.3 %), und dessen Einwohner
mit 20 Tonnen COz-Emissionen pro Jahr
eine weltweit einsame Spitzenposition
einnehmen (Bundesrepublik Deutsch-
land: 11.7 Tonnen) [IZ], entlarvt sich als
Ausweichmanöver und Kniefall der Po-
litik vor einer mächtigen und sehr eigen-
süchtigen Wirtschaft. Wie die Deutsche
Bundesregierung zu Recht betont, kann
die Verantwortung für das Handeln ge-
gen drohende globale Klimaschäden
nicht den Naturwissenschaften und ihrer
Vorstellung von einer exakten Beweis-
führung überlassen werden.
Klärschlamm
In den letzten Jahren haben die Ge-
meinden landauf, landab ganz nach dem
Gebot des Bundes eifrig Kläranlagen
gebaut. Heute werden in der Schweiz
fast 90 % der Siedlungs- und Industrie-
abwässer in solchen Anlagen gereinigt
[13]. Eine Kläranlage ist aber kein
Wundertäter, der den herbeigeführten
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Schmutz einfach in ein Nichts trans-
formieren würde. Je besser die Anlage
funktioniert, desto mehr Schadstoffe
hält sie zurück. Diese finden sich ihrer-
seits unter anderem in entsprechend
kontaminierten Klärschlämmen wieder.
Wohin mit diesem Schlämmen?
Die Wissenschaft stiftet auch hier nur
relative Gewißheit. Sofern der Schwer-
metallgehalt bestimmte Grenzwerte nicht
überschreitet, können die Schlämme an-
geblich problemlos landwirtschaftlich
verwertet werden. Die Grundlage der
Berechnung der Schwermetallgrenz-
werte, die die landwirtschaftlichen For-
schungsanstalten in der zweiten Hälfte
der siebziger Jahre für die Schweiz fest-
legten, ist die - ebenfalls in keinem
gesetzgeberischen Dokument ausdrück-
lich erwähnte - Annahme, daß die
Böden bei einer regelmäßigen Klär-
schlammaustragung während einer Dau-
er von rund 50 Jahren keine schwerme-
tallbedingten Schäden erleiden sollten 1141.
50 Jahre - und danach? In gewissen Ge-
bieten ist die Halbzeit bereits überschrit-
ten. Über die Qualität der Böden unserer
Kinder befinden offenbar Forschungsan-
stalten, während sich unsere Parlamente
mit angeblich weit wichtigeren Fragen,
wie der Wahl von Parlamentspräsidenten




lIpolitik - Wissenschaft - Politikll
Aus der Sicht desjenigen, der sich mit
dem Politischen befaßt, geschieht in den
vier erwähnten Beispielen ein genera-
lisierungsfahiger Dreischritt:
Von der Politik zur Naturwissenschaft
Die Verwaltung oder - in selteneren
Fällen - das Parlament stellt fest, daß in
einem bestimmten Bereich ein ökolo-
gisches Problem besteht. Dieses soll
im Hinblick auf die Sicherung der Funk-
tionsfähigkeit des davon betroffenen ge-
sellschaftlichen Bereichs unbedingt
irgendwie gelöst werden, denn es stiftet
unter den beteiligten Akteuren Unsi-
cherheit. Bald zeigt sich, daß das Pro-
blem eine Folge fast unüberschaubar
vieler iterativ vernetzter Einflußfaktoren
ist. Es liegt eine Komplexität vor, die
nur durch naturwissenschaftliche Klä-
rung erhellt werden kann. Regierung
und Verwaltung übergeben das Problem
deshalb der "scientific community".
Diese Wissenschafts gemeinschaft soll
nun dafür sorgen, daß Straßen umwelt-
schonend gebaut, die Umwelteinwir-
kungen von wichtigen Großanlagen unter
Kontrolle gehalten oder die Umwelt-
verträglichkeit des Klärschlammaus-
trags gesichert werden können. Dabei
bleibt die Fragestellung meist recht vage;
Regierungen und Verwaltungen sind
oft kaum imstande, besonders interessie-
rende Problemursachen auszumachen.
Unter solchen Bedingungen wird sich
die Wissenschaft ihrerseits auf jene
Problemursachen konzentrieren, für
die exakt meßbare Parameter bekannt
sind. Unbekanntes läßt sich mit bekann-
ten Methoden nur schwer entdecken.
Auf Fragen, die man nicht stellt, erhält
man keine Antwort. Ursachen, für die
es keine Meßinstrumente gibt, bleiben
im Dunkeln. Gesellschaftliche Ursachen
für die eingetretenen Veränderun-
gen werden dabei ebenfalls oft ausge-
blendet [151.
Man mag nun sagen, dies sei ein ganz
normaler Prozeß ohne politische Im-
plikationen, weil es doch nur darum
gehe, "Entscheidungsgrundlagen" zu
erarbeiten. Politik und Verwaltung seien
immer noch frei, die von der Wissen-
schaftsgemeinschaft vorgetragenen Er-
gebnisse zu akzeptieren oder nicht. Das
trifft indessen nicht zu: Denn das Politi-
sche an diesem Vorgang liegt darin, daß
sich die politischen Instanzen mit dieser
Generalübertragung des Themas an die
Wissenschaft der Möglichkeit begeben,
auf den politischen Gehalt der Frage-
stellung Einfluß zu nehmen. Dadurch
rennen Politik und Verwaltung gewis-
sermaßen ohne Zwischenhalt vom Orakel
zu Delphi oder vom Papst zu Rom
direkt in die Labors auf dem Höng-
gerberg, ohne das - aufklärerische -
Recht zu beanspruchen, auf die Pro-
blemdefinition Einfluß zu nehmen. Pro-
bleme definieren aber heißt gleichzeitig
Problemlösungen vorstrukturieren und
damit nachhaltig beeinflussen 1161. Dieser
quasi freiwillige Verzicht der Politik auf
Mitbestimmung des Politischen ist um so
bedenklicher, als bei den nunmehr
inthronisierten Naturwissen-schaften eine
"ungeheuerliche Leichtigkeit im Umgang
mit dem Politischen" (Baccini [17J) be-
steht.
So wäre in unserem ersten Beispiel
(Abschnitt 2) etwa zu fragen, für welche
Verkehrsteilnehmer mit welchen Ver-
kehrswünschen und -gewohnheiten Stra-
ßen gebaut werden sollen. Wer soll diese
Gewohnheiten definieren? Die Auto-
mobilhersteller oder die Fahrzeughalter
mit ihren Sicherheitsbedürfnissen? Oder
sollten dazu auch die betroffenen stum-
men Wesen der Natur etwas zu sagen
haben?
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Vom Problem zur
(natur-)wissenschaftlichen Lösung
Nach dieser Generalübertragung poli-
tischer Entscheidungskompetenzen erar-
beitet die Wissenschaftergemeinschaft
wsungen: Mit diesen sollen ökologische
Ungewißheiten abgebaut werden, damit
soziale. für politisch-administratives
Handeln relevante Gewißheiten entste-
hen [181. Diese Lösungen geben Bedin-
gungen an, bei deren Einhaltung mit
einer gewissen Sicherheit vorher-
bestimmbare Ergebnisse eintreten. Wenn
der Kurvenradius nach Maßgabe der
Formel berechnet wird, dann ist zu
erwarten, daß das Großsystem "Straße"
funktionsfähig ist. Unfälle, Materialab-
nutzungen und so weiter lassen sich da-
durch voraussichtlich vermeiden, und die
Mobilität ist gewährleistet. Wenn zur
Behebung der in der UVP [5J angegebe-
nen Umweltbelastungen die vorgeschla-
genen Maßnahmen getroffen werden,
dann ist nach dem gegenwärtigen Stand
des Wissens davon auszugehen, daß die
geplante Neuanlage die Funktions-
fähigkeit des betroffenen Ökosystems
nicht beeinträchtigt. Wenn die Landwirte
nur Klärschlamm ausbringen, dessen
Schwermetallkonzentrationen sich un-
terhalb des Grenzwertes bewegen, bleibt
nach dem gegenwärtigen Stand des Wis-
sens das landwirtschaftliche Produktions-
system "intakt".
Auch bei solchen "Lösungen" ist das
Politische präsent. Es stellt sich sowohl
auf der "Wenn-" als auch auf der "Dann-
Seite" ein: Auf der (konditionalen)
Wenn-Seite manifestiert es sich in Wer-
tungen und der Kontrollierbarkeit der
Bestimmungsfaktoren für bestimmte
Problemkonstellationen. Dabei stellt sich
immer wieder die - bekannte - Frage
nach den durch Naturereignisse oder
menschliche Einwirkungen möglicher-
weise verbleibenden Restrisiken [19].
Auf der "Dann-Seite" stellt sich die
politisch wohl noch bedeutsamere Frage,
was denn als "Funktionsfähigkeit" des
von Politik und Verwaltung als "gestört"
bezeichneten Systems anzusehen ist. Wer
definiert, was funktionsfähig, was
"störungsfrei" ist? Bezieht sich Funk-
tionsfähigkeit auf das angeblich gestörte
Teilsystem, zum Beispiel auf die Ver-
kehrsfähigkeit einer Straße oder auf die
Abwesenheit von physisch meßbaren
Belastungen in der näheren oder weiteren
Umgebung einer UVP-pflichtigen Anla-
ge? Ist "funktionsfähig" auch jener Pla-
net, dessen aquatische Systeme und
potentiellen Klimakatastrophen durch
technische Vorkehrungen wie Dämme,
Lawinenverbauungen et cetera künstlich
im Gleichgewicht gehalten werden? Oder
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schließt Funktionsfähigkeit auch Abwe-
senheit von Störungen in mittelbaren und
unmittelbaren Nachbarsystemen des
Problemsystems ein? Zu denken wäre
etwa an Lärm-, Luft- und Bodenbelas-
tungen sowie Raumverzehr und Boden-
versiegelung in den benachbarten
Ökosystemen entlang einer Straße, an
großräumige Auswirkungen einer UVP-
pflichtigen Anlage infolge von Schad-
stoffverfrachtungen, an langfristige Bo-
den belastungen klärschlammgedüngter
Felder oder an das zwangsläufig ver-
tiefte Nord-Süd-Gefälle, würden von
Entwicklungs- und Industrieländern
gleichermaßen lineare Reduktionen der
CO2-Emissionen verlangt.
Hier stellt sich ferner auch die Frage
nach der sozialen beziehungsweise öko-
logischen Finalität von "Funktions-
fähigkeit": Sollen im Mittelpunkt der
Mensch (anthropozentrische Betrach-
tungsweise) oder die Ökosysteme insge-
samt stehen (ökozentrische Betrachtung-
sweise) [20]?Oder: Funktionsfähig für
welche sozialen Gruppen [21]?Soll etwa
die Funktionsfähigkeit eines Straßen-
systems an den Bedürfnissen der ver-
gleichsweise kleinen und wirtschaftlich
starken Verkehrsteilnehmergruppe ge-
messen werden, die sich Groß limousinen
leisten kann, die problemlos mit 180 km!
h durch die Landschaft rasen, oder etwa
am Flächenbedarf der betroffenen Land-
wirte? Sollen die Schutzmaßnahmen bei
UVP-pflichtigen Anlagen primär gute
Wohnlagen verhältnismäßig wohlhaben-
der Anrainer oder die Erholungsgebiete
der Gesamtbevölkerung schützen? Oder
soll Boden vor Schwermetallbelastungen
im Interesse der wirtschaftlichen Belange
der Landwirte, im Interesse der (heuti-
gen/zukünftigen) Nahrungsmittelkonsu-
menten oder im Interesse der ökologi-
schen Funktionen der Bodenmikroor-
ganismen geschützt werden? Sollen
Klimaschutzmaßnahmen im Interesse der
bedrohten Humangesellschaften oder
auch im Hinblick auf den Ökosystem-
schutz getroffen und damit erheblich
frühzeitiger und weitergehend konzipiert
werden, als dies gegenwärtig auf höch-
ster Ebene diskutiert wird?
All dies sind hochpolitische Optionen,
die einer politischen Antwort bedürfen;
die Verantwortung dafür kann nicht der
bereits zitierten "ungeheuerlichen (poli-
tischen) Leichtigkeit der Naturwissen-
schafter" (Baccini) überlassen bleiben.
Hinzu kommt schließlich eine kollektive
Bewertung der Anforderungen an die
Exaktheit der Beweisführung für angeb-
liche Wirkungszusammenhänge einer
Ursache- Wirkungskette. Namentlich bei
nicht-linearen Systemfunktionen können
nach gesicherten Erkenntnissen der Na-
turwissenschaften mitunter ein Kollaps
oder ein Chaos eintreten, das kaum vor-
hersehbar ist [22J.Welchen Sicherheits-
grad wollen wir? Wie lange will die
Gesellschaft warten, bis die Naturwis-
senschaft uns angeblich nachgewiesene,
hundertprozentig richtige Ursache-
Wirkungs- Zusammenhänge nachweist?
Was soll bis zu jenem Zeitpunkt gelten?
Lassen sich Nicht-Wirkungen wissen-
schaftstheoretisch und praktisch über-
haupt nachweisen [23[?
All diese - bekannten - Fragen kul-
minieren schließlich in der nur politisch
beantwortbaren Frage nach notwendigen
Sicherheitsmargen bei Unsicherheiten,
für die ebenfalls keinem Naturwis-
senschafter die kollektive Verantwortung
übertragen werden kann. Das wird vor
allem auch bei der CO2-Problematik
deutlich: Die Administration Bush
scheint bei ihrer Suche nach solchen
Naturwissenschaftlern erfolgreich gewe-
sen zu sein, die ihr den "Beweis des
Nicht-Beweises" eines Zusammenhangs
von globaler Erwärmung / Klimaände-
rungen und Treibhausgas-Emissionen
geliefert haben. Die wissenschaftlichen
Ungereimtheiten seien so groß, daß auch
das Nichtergreifen von CO
2
-bezogenen
Maßnahmen genügend Sicherheit vor
globalen Klimaänderungen böten. So
ließen sich denn einmal mehr die Ame-
rikaner und Amerikanerinnen ihren welt-
weit einmalig hohen Konsum von Benzin
und Energie sicherstellen. Mit diesem
wissenschaftlichen Trick ist das Zirkus-
karussell auch für die nächste Billionen-
Dollar-Wahl einmal mehr bestens geölt.
Die politisch-administrative Rezeption
Politik und Verwaltung verlangen von
den Naturwissenschaftern zunehmend,
daß sie realisierbare Lösungsvorschläge
unterbreiten. Damit wird ihnen auch eine
dritte kollektive und somit politische
Verantwortung übertragen, die sie allein
nicht tragen können. Die Folge davon ist,
daß sie in ihrem Denken zunehmend
politiknaher werden [24Jund somit bei
ihren Vorschlägen das "politisch Mögli-
che" anstreben. Daraus resultiert nicht
selten eine oft (nicht explizite) selbst-
zensurierende Vorwegnahme des politi-
schen Entscheides und damit eine Ein-
engung des Horizonts möglicher Lösun-
gen. Auf der Suche nach der Kurven-
radiusformel wird stillschweigend davon
ausgegangen, daß etwa eine Fixierung
der Höchstgeschwindigkeit auf 100 km/h
politisch nicht tragbar wäre. Die Vor-
schläge für Maßnahmen zur Reduktion
von Umweltbelastungen UVP-pflichtiger
Anlagen tragen in vielen Fällen bereits
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den Stempel eines politisch ausgehan-
delten Kompromisses; angeblich allzu-
weit gehende Schutzmaßnahmen werden
in den Szenarios schon gar nicht mehr
diskutiert. Die Grenzwerte für Schwer-
metalle in den Klärschlämmen setzen
stillschweigend voraus, daß etwa Maß-
nahmen in den Haushalten oder an den
schwermetallhaItigen Produkten selbst
politisch kaum durchsetzbar wären,
weshalb sich diese Stoffe auch weiterhin
in den Schlämmen finden werden; des-
halb müsse ein Komprorniß zwischen
den Belangen der Betreiber von Klär-
anlagen und der Landwirte gefunden
werden [25J.Man spricht heute denn auch
mehr denn je von den berühmten "politi-
schen Rahmenbedingungen", die der
Naturwissenschaftler stillschweigend zu
akzeptieren hat.
4. Zur neuen Rolle von
Sozialwissenschaften,
Naturwissenschaften und Politik
bei der Wiedereinsetzung des
Primats von Politik im Bereich
des Politischen innerhalb der
"vernaturwissenschaftlichten "
Umweltdebatte
Die hier nur in groben Zügen vorge-
tragene Analyse zeigt, daß das Politi-
sche nicht verschwindet, sondern im
Laufe dieses Dreischrittes lediglich in
andere Kleider schlüpft. Wer ein hin-
reichend geschultes Auge für dieses Po-
litische hat, wird es auch nach erfolgter
Metamorphose wieder entdecken. Daraus
wird unmittelbar einsichtig, daß den
Naturwissenschaften in diesem Arran-
gement eine allzu hohe politische Ver-
antwortung übertragen wird, die sie auch
beim besten Willen nicht zu tragen im-
stande sind. Diesbezüglich im Gegensatz
zu den Vertretern einer gesellschaftlich
und politisch verantwortlichen Wissen-
schaft [26], bin ich der Meinung, daß diese
auch einer noch so gesellschaftsbewußten
Wissenschaftergemeinschaft nicht auf-
gebürdet werden kann und darf. Im de-
mokratischen Staat gehört die Verant-
wortung für das Politische denjenigen
übertragen, die das Volk dafür gewählt
hat.
Zur neuen Rolle der Sozialwissenschaften
Bei dieser Wiedereinsetzung des
Primats der Politik kommt auch den
Sozialwissenschaften ein wichtiger Part
zu. Dieser besteht in:
• einem kritischen Sichtbarmachen des
verdeckten Politischen in den Frage-
Politik & Umwelt
stellungen oder "Nicht-Fragestellungen",
in den Bewertungen von Unsicherheiten
und Sicherheitsmargen ("Wenn-Seite")
und in den Definitionen dessen, was un-
ter dem Begriff der wiederherzustellen-
den Funktionsfähigkeit der tangierten
Systeme angesehen wird ("Dann-Seite").
Dieses Aufdecken oder Wiederent-
decken des Politischen im naturwissen-
schaftlich-technischen Diskurs halte ich
für die wichtigste theoretische und prak-
tische Aufgabe einer modernen Politik-
wissenschaft, die sich nicht nur mit poli-
tischen Ritualen, sondern mit tatsächlich
politisch relevanten Entscheidungsab-
läufen befassen will. Diese Funktion wird
sie nicht zuletzt auch im Interesse der
von den jeweiligen Entscheidungen be-
troffenen Gruppen wahrzunehmen haben,
die infolge fehlender Sachkenntnisse und
finanzieller Mittel nicht in der Lage sind,
sich und ihre Interessen im naturwissen-
schaftlich-technizistischen Gestrüpp
wiederzuerkennen. Denn Macht und
Ohnmacht, Einfluß und Marginalisierung
finden zumindest bei solchen Politiken
ihren Niederschlag in Kurvenradien-
formeln, UVP-Berichten, Milligramm-
angaben oder in der Bewertung von Ri-
siken, Unsicherheiten und Sicherheits-
margen in der K1imaforschung [26 b);
• der Mitwirkung an der Problem-
definition bezüglich der sozialen und
politischen Bestimmungsfaktoren einer
Problemkonstellation. Dies könnte der
wesentlichste Beitrag der Sozialwissen-
schaften zu einer interdisziplinären
Projektarbeit sein. Eine Bewährungs-
probe werden die Sozialwissenschaften
in der Schweiz im Rahmen des Nationa-
len Forschungsprogramms "Klimaände-
rungen und Naturkatastrophen" (NFP 31)
zu bestehen haben, wo auch gesell-
schaftliche Auswirkungen klimabeding-
ter Ökosystemveränderungen sowie zu
erwartender Naturkatastrophen und da-
gegen vorzusehende politische und ge-
sellschaftliche Strategien untersucht
werden 1271;
• der adäquaten Verortung des sichtbar
gemachten Politischen im institutionellen
politischen Raum. Das "Zurückholen"
des Politischen in politische Entschei-
dungsprozesse und die Erarbeitung an-
gemessener Entscheidungsstrukturen im
Rahmen eines demokratischen Staats-
wesens gehören zu den ureigenen Funk-
tionen der schweizerischen Politik-
wissenschaft. Dieses Feld kann nicht den
Verfassungsjuristen überlassen werden,




ausgehen. Gefordert ist nicht weniger als
eine fruchtbare Verkoppelung von
institutioneller Phantasie und technischen
Sachkenntnissen [28);
• der Beteiligung am naturwissen-
schaftlichen Problemlösungsprozeß.
Dabei müßten sie insbesondere bei den
kritischen Übergangsphasen der For-
mulierung der Fragestellung vom politi-
schen an den naturwissenschaftlichen
Raum, bei der Erarbeitung der Problem-
lösungen nach dem "Wenn-Dann-
Schema" und bei der Umformulierung
von naturwissenschaftlichen Problemlö-
sungsszeniarios in politisch-administra-
tiv handhab bare Regelungsvorschläge
mitdenken. Es geht dabei wohlgemerkt
nicht um ein Ersetzen der politischen
Wertungen und Bewertungen der Natur-
wissenschafter durch jene der Politik-
wissenschafter. Denn eine solche käme
ebenso wie die erstere einer politischen
Bewertung durch noch unberufenere
Zensoren gleich. Im Mittelpunkt steht
vielmehr eine Reflexion und schließlich
ein Sichtbarmachen des Politischen im
naturwissenschaftlichen Forschungs-
prozeß zuhanden der politischen Ent-
scheidungs träger.
Zur neuen Rolle der Naturwissenschaften
Als Sozialwissenschafter bin ich nicht
berufen, den Naturwissenschaftern ihre
Rolle bei der Wiedereinsetzung des
Primats der Politik im "vernaturwissen-
schaftlichten" Umweltdiskurs zu defi-
nieren. Deshalb beschränke ich mich hier
auf eine grundsätzliche Betrachtung: Es
wäre verfehlt, aus der vorausgegangenen
Analyse den Schluß zu ziehen, die
Naturwissenschaften müßten sich wie-
derum vermehrt einer angeblichen wis-
senschaftlichen Wertfreiheit verschreiben
und sich nicht um das Politische küm-
mern. Denn solche Wertfreiheit ist ja
nicht zuletzt für das angebliche Ver-
schwinden des Politischen verantwort-
lich. Zu fordern ist vielmehr, daß die seit
den frühen siebziger Jahren eingeleiteten
Bemühungen um eine gesellschafts-
bewußte und politisch verantwortliche
Naturwissenschaft konsequent weiter-
geführt werden.
"Politisch verantwortlich" ist indessen
nicht gleichzusetzen mit einer impliziten
oder gar expliziten Übernahme politi-
scher Verantwortung, die Naturwis-
senschaftern in letzter Zeit "kraft Wis-
senschaft" zunehmend übertragen wurde.
Darin liegt ein gefährlicher Trugschluß.
Eine politisch verantwortungsbewußte
Naturwissenschaft charakterisiert sich
vielmehr dadurch, daß sie die politisch zu
bewertenden Bedingungen und Im-
plikationen ihres Tuns offenlegt und diese
den politischen Instanzen zur Entschei-
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dung unterbreitet. Dies bezieht sich na-
mentlich auf mögliche unterschiedliche
Bewertungen von Sicherheitsmargen und
auf das Sichtbarmachen der Grenzen
ökologischer Beweisführungen. Darüber
hinaus sollten die Naturwissenschafter
Politik und Verwaltung vermehrt dazu
zwingen, ihre Fragestellungen bezüglich
der interessierenden Handlungsdimen-
sionen zu präzisieren und zu definie-
ren, welche Qualitätsanforderungen an
"intakte" Ökosysteme zu stellen sind.
Zur neuen Rolle der Politik
Bei der Rehabilitierung des Primats der
Politik im "vernaturwissenschaftlichten"
Umweltdiskurs ist in allererster Linie die
Politik selbst zum Handeln aufgefordert.
Denn es geht, um ein Kant-Zitat 129J ab-
zuändern, um nichts weniger als um den
Aufbruch der Politik aus ihrer "selbst-
verschuldeten Unmündigkeit". Politiker
aller Schattierungen haben es zugelassen,
daß die Rolle der Politik zunehmend
marginalisiert wurde und der politische
Kern in der Umweltpolitik unter ver-
naturwissenschaftlichten Gewändern zu-
nehmend verdeckt wurde. Wenn es Auf-
gabe von Sozial- und Naturwissen-
schaften ist, diesen politischen Kern
wieder sichtbar zu machen, so muß die
Politik ihrerseits den ihr durch den
Wählerauftrag unzweifelhaft übertrage-
nen Mut zur Verantwortung unter Be-
weis stellen. Sie kann sich nicht länger
hinter den weißen Mänteln der Ärzte,
Chemiker oder Physiker verbergen. Wer
diesen Mut nicht aufbringt, soll sich nicht
wählen lassen!
In diesem Sinne sollten verantwortli-
che Politiker aus Parlament und Regie-
rung vermehrt die politischen Handlung-
sdimensionen bezeichnen, die ihren
naturwissenschaftlichen Fragestellungen
zugrunde liegen; und sie sollten außer-
dem die Qualitätsvorstellungen klarer
formulieren, die die zu schützenden
Ökosysteme aufweisen müssen 1301. Fer-
ner ist es an den Politikern, die erforder-
lichen Sicherheitsmargen zu definieren
und sich darüber auszusprechen, was sie
unter einem "naturwissenschaftlichen
Beweis" verstehen. Zu diesem Zweck
müssen Politiker vermehrt lernen, "zwi-
schen den Zeilen" wissenschaftlicher
Gutachten zu lesen. Skepsis gegenüber
"Einervorschlägen" sollte dazu führen,
daß Politiker inskünftig noch vermehrt
die Ausarbeitung von Varianten verlan-
gen, in denen Ursache-Wirkungs-Gefüge,
Bedrohungspotentiale et cetera nach
Maßgabe unterschiedlicher Anforderun-
gen an die Beweisführung, unterschied-
licher Sicherheitsmargen oder Qualitäts-
vorstellungen vorzulegen sind [31 J. Poli-
Politik & Umwelt
tiker sind nicht dazu gewählt, wissen-
schaftliche Einervorschläge abzusegnen,
sondern die Wählerinnen und Wähler
haben sie ausdrücklich auch mit der Qual
einer (vernünftigen) Auswahl belastet.
Wer bei dieser Auswahl nur jene Ergeb-
nisse zur Kenntnis nehmen will, die sei-
nen eigenen Interessen oder denjenigen
seiner Klienten entsprechen, sollte lieber
das Geschäft eines ehrlichen Lobbyisten
und nicht dasjenige der Politik betreiben.
5. Ausblick
Die Wiederentdeckung des Politischen
und dessen angemessene Berücksichti-
gung und Entscheidung durch die Politik
ist in den neunziger Jahren ein wichtiger
Programmpunkt von Sozial- und Na-
turwissenschaften, selbstverständlich
aber auch der Politik selbst. Dies gilt für
jede Stufe staatlicher Entscheidungen, ob
diese nun in der Gemeinde, im Kanton,
im Bund oder in internationalen Organi-
sationen zu treffen sind. Angesprochen
ist nicht nur die planetare Entscheidung
über Reduktionsquoten von CO2-
Emissionen der einzelnen Länder. Eine
Vielzahl angeblich "kleiner" lokaler
Entscheidungen hat ebenso wichtige
Auswirkungen wie die Entscheidungen
der sogenannt "großen" nationalen oder
internationalen Politik. Dieses Postulat
gilt sowohl für die alten Umwelt-
politiken, die diesbezüglich einer neuen
Beurteilung zu unterziehen sind, als auch
für neue umweltpolitische Strategien
etwa der CO2-Emissionen oder einer
globalen Umorientierung der traditionel-
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